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nisierte Kriminalität7 und das Zusatzprotokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung 
des Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, zum Übereinkommen 
der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität8 und das 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau9, 

 bekräftigend, dass die allgemeinen Grundsätze des Übereinkommens über die Rechte 
des Kindes, darunter das Wohl des Kindes, die Nichtdiskriminierung, die Teilhabe, das 
Überleben und die Entwicklung, den Rahmen für alle Maßnahmen bilden, die in Bezug auf 
Kinder ergriffen werden, 

 unter Hinweis auf die Erklärung der Vereinten Nationen von 2007 über die Rechte 
der indigenen Völker10 sowie auf das Ergebnisdokument der am 22. und 23. September 
2014 abgehaltenen Plenartagung der Generalversammlung auf hoher Ebene mit der Be-
zeichnung „Weltkonferenz über indigene Völker“11, 

 in Bekräftigung der Erklärung und des Aktionsprogramms von Wien12, der Millenni-
ums-Erklärung der Vereinten Nationen13 und des Ergebnisdokuments der siebenundzwan-
zigsten Sondertagung der Generalversammlung über Kinder mit dem Titel „Eine kinderge-
rechte Welt“14 und unter Hinweis auf die Kopenhagener Erklärung über soziale Entwick-
lung und das Aktionsprogramm des Weltgipfels für soziale Entwicklung15, den auf dem 
Weltbildungsforum verabschiedeten Rahmenaktionsplan von Dakar16, die Erklärung über 
Fortschritt und Entwicklung auf sozialem Gebiet17, die Allgemeine Erklärung über die 
Ausrottung von Hunger und Mangelernährung18, die Erklärung über das Recht auf Ent-
wicklung19, die Erklärung der vom 11. bis 13. Dezember 2007 in New York abgehaltenen 
Gedenk-Plenartagung auf hoher Ebene zur Weiterverfolgung der Ergebnisse der Sonderta-
gung über Kinder20, das Ergebnisdokument der vom 20. bis 22. September 2010 in New 
York abgehaltenen Plenartagung der Generalversammlung auf hoher Ebene über die Mil-
lenniums-Entwicklungsziele21, das Ergebnisdokument der vom 20. bis 22. Juni 2012 in 
Rio de Janeiro (Brasilien) abgehaltenen Konferenz der Vereinten Nationen über nachhalti-
ge Entwicklung mit dem Titel „Die Zukunft, die wir wollen“22 und das Ergebnisdokument 

_______________ 
7  Ebd., Vol. 2225, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2005 II S. 954, 956; 
LGBl. 2008 Nr. 72; öBGBl. III Nr. 84/2005; AS 2006 5861. 
8  Ebd., Vol. 2237, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2005 II S. 954, 995; 
LGBl. 2008 Nr. 74; öBGBl. III Nr. 220/2005; AS 2006 5917. 
9 Ebd., Vol. 1249, Nr. 20378. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 
Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579. 
10 Resolution 61/295, Anlage. 
11 Resolution 69/2. 
12 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III. 
13 Resolution 55/2. 
14 Resolution S-27/2, Anlage. 
15 Report of the World Summit for Social Development, Copenhagen, 6–12 March 1995 (United Nations 
publication, Sales No. E.96.IV.8), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter 
http://www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/socsum/socsum1.htm. 
16 Siehe United Nations Educational, Scientific an Cultural Organisation, Final Report of the World Educa-
tion Forum, Dakar, Senegal, 26–28 April 2000 (Paris 2000). 
17 Siehe Resolution 2542 (XXIV). 
18 Report of the World Food Conference, Rom, 5–16 November 1974 (United Nations publication, Sales 
No. E.75.II.A.3), Kap. I. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/depts/german/wirtsozentw/hunger-
mangelernaehrung.pdf. 
19 Resolution 41/128, Anlage. 
20 Resolution 62/88. 
21 Resolution 65/1. 
22 Resolution 66/288, Anlage. 
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Umweltschäden, Klimawandel, Naturkatastrophen, bewaffneten Konflikten, ausländischer 
Besetzung, Vertreibung, Gewalt, Terrorismus, Missbrauch, Handel mit Kindern und ihren 
Organen, allen Formen der Ausbeutung, gewerbsmäßiger sexueller Ausbeutung von Kin-
dern, Kinderprostitution, Kinderpornografie und Kindersextourismus, Vernachlässigung, 
Analphabetentum, Hunger, Intoleranz, Diskriminierung, Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, 
Ungleichstellung der Geschlechter, Behinderungen sowie unzureichendem Schutz durch 
das Gesetz nach wie vor kritisch ist, und davon überzeugt, dass dringend wirksame natio-
nale und internationale Maßnahmen getroffen werden müssen, 

 mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis darüber, dass Kinder trotz der Anerkennung 
ihres Rechts, ihre Meinung in allen sie berührenden Angelegenheiten frei zu äußern, wobei 
ihre Meinung angemessen und entsprechend ihrem Alter und ihrer Reife zu berücksichti-
gen ist, in diesen Angelegenheiten aufgrund einer Vielzahl von Zwängen und Hindernissen 
noch selten ernsthaft befragt und einbezogen werden und dass dieses Recht in vielen Tei-
len der Welt noch nicht voll verwirklicht worden ist, 

 tief besorgt darüber, dass Kinder unverhältnismäßig stark von den Folgen von Dis-
kriminierung, Ausgrenzung, Ungleichheit und Armut betroffen sind, 

 sowie tief besorgt darüber, dass alljährlich mehr als 6.300.000 Kinder vor Vollen-
dung ihres fünften Lebensjahrs sterben, zumeist an verhüt- und behandelbaren Ursachen 
und infolge unzureichenden oder mangelnden Zugangs zu einer integrierten und hochwer-
tigen Gesundheitsversorgung für Mütter, Neugeborene und Kinder, wegen früher Mutter-
schaft sowie wegen Gesundheitsdeterminanten wie der Versorgung mit einwandfreiem 
Trinkwasser und sanitären Einrichtungen, sicherer und ausreichender Nahrung und Ernäh-
rung, sowie darüber, dass die Sterblichkeit nach wie vor bei den Kindern am höchsten ist, 
die den ärmsten und am stärksten marginalisierten Gemeinschaften angehören, 

 sich dessen bewusst, dass es zur Prävention von Gewalt und zum Schutz der Kinder 
vor Gewalt sowie zur Förderung der Resilienz von Kindern, ihren Familien und Gemein-
schaften erforderlich ist, sehr gezielt gegen Armut, Entbehrung und Ungleichheit vorzuge-
hen, 

 sowie sich der großen und weiter zunehmenden Zahl von Kindermigranten bewusst, 
einschließlich derjenigen, die unbegleitet oder von ihren Eltern oder Hauptbetreuungsper-
sonen getrennt sind, und insbesondere derjenigen, die sich bei dem Versuch, internationale 
Grenzen ohne die erforderlichen Reisedokumente zu überschreiten, in einer Lage befinden, 
die sie verwundbar macht,  

 unter besonderer Berücksichtigung der Lage von Flüchtlings- und asylsuchenden 
Kindern, insbesondere denjenigen, die unbegleitet oder von ihren Eltern getrennt sind, 

I 

Durchführung des Übereinkommens über die Rechte des Kindes 
und der dazugehörigen Fakultativprotokolle 

 1. begrüßt die Begehung des fünfundzwanzigsten Jahrestags der Verabschiedung 
des Übereinkommens über die Rechte des Kindes1, des Menschenrechtsvertrags mit der 
höchsten Zahl von Ratifikationen, und erkennt an, dass das Übereinkommen und die dazu-
gehörigen Fakultativprotokolle2 einen umfassenden Katalog völkerrechtlicher Normen für 
den Schutz und das Wohl der Kinder enthalten; 

 2. ist sich dessen bewusst, dass trotz der erzielten Fortschritte nach wie vor viele 
Herausforderungen zu bewältigen sind und dass in dieser Hinsicht die Tagung der Gene-
ralversammlung auf hoher Ebene zur Begehung des fünfundzwanzigsten Jahrestags der 
Verabschiedung des Übereinkommens über die Rechte des Kindes am 20. November 2014 
den Staaten einen Anlass bot, über Defizite bei der Durchführung nachzudenken und zu-
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sätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die volle Verwirklichung der Rechte der Kinder zu 
gewährleisten; 

 3. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Inkrafttreten des Fakultativproto-
kolls zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes betreffend ein Mitteilungsverfah-
ren28 am 14. April 2014 und legt den Staaten nahe, den Beitritt dazu, seine Ratifikation 
und seine Durchführung zu erwägen; 

 4. bekräftigt die Ziffern 1 bis 10 ihrer Resolution 68/147 und fordert die Staaten 
nachdrücklich auf, sofern sie es noch nicht getan haben, mit Vorrang den Beitritt zu dem 
Übereinkommen über die Rechte des Kindes und den dazugehörigen Fakultativprotokollen 
oder deren Ratifikation zu erwägen und sie wirksam und vollständig durchzuführen; 

 5. fordert die Vertragsstaaten nachdrücklich auf, die Vorbehalte zurückzuziehen, 
die mit dem Ziel und Zweck des Übereinkommens oder der dazugehörigen Fakultativpro-
tokolle unvereinbar sind, und zu erwägen, andere Vorbehalte im Einklang mit der Erklä-
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in dieser Hinsicht zu mobilisieren, im Einklang mit den nationalen Plänen und Strategien, 
und dabei einen integrierten und vielgestaltigen Ansatz zu verfolgen, der sich auf die 
Rech
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wachung und Evaluierung gegen die strukturellen und tieferen Ursachen der Gewalt gegen 
alle Kinder vorzugehen;  

 c) der geschlechtsspezifischen Dimension aller Formen der Gewalt gegen Kinder 
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diese Kinder, insbesondere unbegleitete Kindermigranten und Kinder, die Opfer von Ge-
walt und Ausbeutung sind, angemessenen Schutz und angemessene Hilfe erhalten; 

Kindermigranten 

 25. erklärt erneut, dass es notwendig ist, die Menschenrechte und Grundfreiheiten 
aller Kindermigranten, ungeachtet ihres Migrationsstatus, wirksam zu fördern und zu 
schützen und die Frage der internationalen Migration durch Zusammenarbeit und Dialog 
auf internationaler, regionaler oder bilateraler Ebene und die Verfolgung eines umfassen-
den und ausgewogenen Ansatzes anzugehen und dabei die Rolle und die Verantwortlich-
keiten der Herkunfts-, Transit- und Zielländer bei der Förderung und dem Schutz der Men-
schenrechte aller Kindermigranten anzuerkennen und Ansätze zu vermeiden, die die Mi-
granten noch verwundbarer machen könnten; 

 26. 









Rechte des Kindes A/RES/69/157 
 

13/15 

 g) die Erhebung, Analyse und Verbreitung von Daten für nationale Statistiken 
über Kinder so weit wie möglich zu entwickeln und zu stärken und zur Erarbeitung und 
Bewertung sozialer und anderer Politiken und Programme Daten, die nach relevanten, 
möglicherweise zu Disparitäten führenden Faktoren aufgeschlüsselt sind, sowie andere sta-
tistische Indikatoren auf subnationaler, nationaler, subregionaler, regionaler und internatio-
naler Ebene zu verwenden, damit die wirtschaftlichen und sozialen Ressourcen effizient und 
wirksam für die uneingeschränkte Verwirklichung der Rechte des Kindes eingesetzt werden; 

 h) Schritte zur Gestaltung und Durchführung umfassender Präventivmaßnahmen 
gegen Mobbing, auch im erzieherischen Umfeld, zu unternehmen, die sich gegen Mobbing 
und von Gleichaltrigen ausgehende Aggressionen gegen Kinder richten und die die Schu-
lung von Pädagogen und Familienangehörigen sowie die Sensibilisierung von Kindern für 
dieses Thema umfassen könnten; 

 i) alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um den allgemeinen Zugang zur 
Geburtenregistrierung für alle Kinder unmittelbar nach der Geburt zu gewährleisten, auch 
wenn diese in abgelegenen Gebieten leben, unter anderem indem sie die Hindernisse für 
ihre Registrierung ausräumen, auf die Bereitstellung einer kostenlosen Geburtenregistrie-
rung hinarbeiten, für einfache, wirksame, rasche und zugängliche Geburtenregistrierungs-
systeme, auch fü
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